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Änderungsantrag zu EP-W-01

Von Zeile 796 bis 797 einfügen:
Stresstests für betroffene Unternehmen ein, um die Rohstoffsicherheit der europäischen
Wirtschaft zu gewährleisten.

Das Lieferkettengesetz muss nachgebessert werden. Es muss für alle Unternehmen
gelten, die mindestens zwei der folgenden Merkmale aufweisen: mehr als 250
Beschäftigte, eine Bilanzsumme von mehr als 20 Millionen Euro, mehr als 40 Millionen
Euro Jahresumsatz oder aus Risikobranchen wie dem Textilsektor ansässig. Es muss für
alle Zulieferer der Lieferkette gelten und nicht nur für die unmittelbaren Zulieferer,
sondern für die gesamte Lieferkette. Ebenso muss es Geschädigten ermöglicht werden,
zivilrechtliche Schadensersatzklagen gegen Konzerne in den EU-Mitgliedsländern
einzureichen.

Begründung

Seit Januar 2023 verpflichtet das Lieferkettengesetz die Konzerne, Menschen- und
Arbeitsrechte entlang ihrer Lieferkette einzuhalten. Bisher gilt das Lieferkettengesetz
für Unternehmen mit mehr als 3000 Mitarbeitenden, ab 2024 für Unternehmen ab 1000
Mitarbeitenden. Für die Einhaltung des Lieferkettengesetzes sorgt das deutsche
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (Bafa), das Bußgelder und Sanktionen
verhängen kann. Mit dem Gesetz werden Unternehmen endlich verpflichtet,
Menschenrechte entlang ihrer gesamten Lieferkette zu achten. Bereits 2011 wurden die
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte vom UN-Menschenrechtsrat
verabschiedet. 2018 wurde Deutschland vom UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Menschenrechte angemahnt, einen rechtlichen Rahmen für
„menschenrechtliche Sorgfaltspflicht“ zu schaffen.

Derzeit verletzen deutsche Unternehmen in ihren globalen Lieferketten immer wieder
grundlegende Menschenrechte und schädigen die Umwelt. Dies hat Oxfam in
zahlreichen Studien zum Bananenanbau in Ecuador, Ananasanbau in Costa Rica, zu
Wein aus Südafrika und Tee aus Indien immer wieder aufgezeigt. Eine wesentliche
Lücke weist der Gesetzesentwurf bei den vorgesehenen Sorgfaltspflichten auf, die nur
abgestuft gelten. Das heißt, dass wichtige Bestandteile wie die Risikoanalyse nur für die
Unternehmen selbst und ihre direkten Zulieferer gelten. Aldi, Lidl, Rewe und Co müssen
also nur prüfen, ob sie selbst oder ihre direkten Zulieferer Menschenrechte verletzen.
Beispielsweise bei Lebensmitteln sind die Zulieferer zumeist in Deutschland ansässig,
wo ohnehin strenge Arbeitsschutzregeln gelten. Durch die Begrenzung auf die erste
Lieferstufe entspricht das Lieferkettengesetz nicht den UN-Leitprinzipien. Daher besteht
hier großer Nachbesserungsbedarf. Das Gesetz bezieht sich nicht auf die gesamte
Wertschöpfungskette, sondern nur auf direkte Zulieferer eines Unternehmens. Die
Sorgfaltspflichten müssten sich auf jedes einzelne Glied der Lieferkette beziehen, damit
das Gesetz seine Wirkung entlang der gesamten Lieferkette entfalten könnte. Das
Argument, dass sich die Lieferketten nicht kontrollieren lassen, trifft nicht zu, denn
andere Aspekte wie beispielsweise die Qualitätsprüfung werden durch umfassende
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Verfahren des Supply Chain Managements auch in den unteren Gliedern von
Lieferketten kontrolliert.

Es fehlt im Lieferkettengesetz ein zivilrechtlicher Anspruch auf Schadensersatz. Immer
noch haben Arbeiter*innen, die auf Bananen, Ananas- oder Weinplantagen für unser
Essen schuften, keine echte Chance, vor deutschen Gerichten Schadensersatz
einzuklagen, zum Beispiel für Gesundheitsschäden durch den Einsatz hochgiftiger
Pestizide.

weitere Antragsteller*innen

Anna Katharina Boertz (KV Celle); Jenny Laube (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Dorothea Martin (KV Barnim); Ali Demirhan (KV Herzogtum Lauenburg); Damian-Aidan
Koenig (KV Leipzig); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Detlef Wilske (KV Berlin-
Lichtenberg); Philipp Schmagold (KV Plön); Sigrid Pomaska-Brand (KV Märkischer Kreis);
Finn Schwarz (KV Tübingen); Marcus Kossatz (KV Görlitz); Clara-Sophie Schrader (KV
Berlin-Pankow); Barbara Romanowski (Oberberg KV); Diethardt Stamm (KV Wetterau);
Eberhard Müller (KV Ortenau); Nicole Rudner (KV Berlin-Kreisfrei); Conrad Heimbold (KV
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Weilburg); sowie 34 weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen
werden können.
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